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Verordnung 
zur Änderung der 

Zuständigkeitsverordnung im Bauwesen 
(ZustVBau) 

Vom 1. Januar 1998 

Es er.lassen auf Grund von 

1. § 19 Abs. 5 und § 203 Abs. 1 und 3 des Baugesetz­
buchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntma­
chungvom 27. August 1997 (BGEl IS. 2141) 

die Bayerische Staatsregierung 

2. § 11 Abs. 1,2,3 und 7, § 13 Abs. 1 und 2 sowie § 16 
Abs. 4 des Bauproduktengesetzes (BauPG) vom 
10. August 1992 (BGEl I S . 1495), zuletzt .geändert 
durch § 16 des Gesetzes vom 22. April 1997 (BGBl I 
S . 934) , 

Art. 59 Abs. 2 und 3, Art. 90 Abs. 7 und 8 und Art. 92 
der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 4. August 1997 
(GVBl S . 433, BayRS 2132-1-1) 

das Bayerische Staatsministerium des Innem 

folgende Verordnung: 

1998 

Seite 
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§ 1 b) Die bisherigen Absätze 2 und 5 werden neue Ab-

Die Zuständigkeitsverordnung im Bauwesen (Zust­
VBau) vom 5. Juli 1994 (GVBI S. 573, BayRS 2130-3-1), 
zuletzt geändert durch Verordnung voI]l 11. Dezember 
1996 (GVBI S. 561), wird wie folgt geändert: 

1. Der Einleitungssatz wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 werden die Worte ,,§ 203 Abs. 1 
und 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 8. De­
zember 1986 (BGBI I S . 2253), zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 22. April 1993 
(BGEl I S . 466)," durch die Worte ,,§ 19 
Abs. 5 und § 203 Abs. 1 und 3 des Bauge­
setzbuchs (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. August 1997 
(BGBlI S .2141)" ersetzt. 

bb) Absätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 1 werden die Worte "geändert 
durch Art. 59 des Gesetzes vom 27 . April 
1993 (BGEl I S. 512)" durch die Worte "zu­
letzt geändert durch § 16 des Gesetzes vom 
22. April 1997 (BGBI I S. 934)" er'setzt. 

bb) In Absatz 2 werden die Worte "Art. 65 
Abs. 2 und 3, Art. 92 Abs. 4, Art. 97 Abs. 8 
und Art. 99 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 18 . April 1994 (GVEl S·. 251, 
BayRS 2132-1-1)" durch die Worte "Art. 59 
Abs. 2 und3, Art. 90 Abs. 7 und 8 und Art. 92 
der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. August 1997 (GVEl S. 433, BayRS 
2132-1-1)" ersetzt. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des ersten Abschnitts erhält 
folgende Fassung: 

"Erster Abschnitt 

Zuständigkeiten zur Durchführung des 
Baugesetzbuchs und des Einkommen­

steuergesetzes " 

b) In § 4 werden die Worte "die Freistellung nach 
§ 46 Abs. 3 Satz 1 StBauFG und" gestrichen. 

c) Nach der Überschrift des § 4 wird eingefügt: 

,,§ 4 a Ausschluß der Genehmigungspflicht von 
Grundstücksteilungeh" 

d) In § 5 wird "Art. 65 Abs. 2 und 3" durch "Art. 59 
Abs. 2 und 3" ersetzt. 

3. Die Überschrift des ersten Abschnitts erhält fol­
gende Fassung: 

"Erster Abschnitt 

Zuständigkeiten zur Durchführung des 
Baugesetzbuchs und des Einkommen­

steuergesetzes " 

4. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absätze 1,3 und 4 werden aufgehoben. 

sätze 1 und 2. 

c) Absatz.! wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird ,,§ 2 Absätze 7 und 8" 
durch ,,§ 2 Abs. 6 und 7" ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird das Wort "Kostenüber­
sicht" durch die Worte "Kosten- und Finan­
zierungsübersicht" ersetzt. 

ce) In Nummer 3 wird ,,§ 167 Abs. 2" durch 
,,§ 167 Abs. 1" ersetzt . 

5. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die Genehmigung von Bebauungsplänen 
(§ 10 Abs. 2 Satz 1 BauGB), Satzungen zur Ein­
beziehung einzelner Außenbereichsflächen in 
die im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 
Abs. 4 S'atz 1 Nr. 3, Abs. 5 Sätze 2 und 3 BauGB) 

. und Außen.bereichssatzlmgen' (§ 35 Abs. 6 
. BauGB) kreis angehöriger Gemeinden erteilen 
die Landratsämter. " 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 

c) Die bisherigen Absätze 5 bis 8 werden neue Ab­
sätze 4 bis 7. 

d) Der neue Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Absatz 3 gilt nicht für Bebauungspläne 
und Satzungen 

1. der Großen Kreisstädte, 

2. der Gemeinden nach Absatz 2 Nr. 2, die kei­
nen Flächennutzungsplan haben." 

e) Der neue Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) Das Verlangen, daß bestimmte Verfah­
rensabschnitte wiederholt werden (§ 204 Abs. 3 
Satz 3 BauGB), obliegt für kreisangehörige Ge­
meinden mit Ausnahme der in Absatz 4 genann­
ten Gemeinden den Landratsämtern. " 

6. § 4 erhäIt folgende Fassung: 

,,§ 4 

Zuständigkeit für die Bescheinigung n'ach 
§ 6 b Abs. 9 EStG 

Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind zustän­
dige Behörden für die Bescheinigung nach § 6 b 
Abs . 9 des Einkommensteuergesetzes. " 

7. Es wird folgender § 4 a eingefügt: 

,,§ 4a 

Ausschluß der Genehmigungspflicht 
von Grundstücksteilungen 

(1) Die Gemeinden dürfen Satzungen zur Be­
stimmung der Genehmigungspflicht von Grund­
stücksteilungen nach § 19 Abs. ·1 Satz 1 BauGB 
nicht beschließen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Satzungen, deren Gel­
tungsdauer spätestens mit Ablauf des 31. Dezem­
ber 2000 endet." 

8. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird "Art. 65 Abs. 2 und 3" 
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durch "Art. 59 Abs. 2 und 3" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird "Art. 65 Abs. 2" durch "Art. 59 
Abs. 2" ersetzt. . 

c) In Absatz 2 wird "Art. 65 Abs. 3" durch "Art. 59 
Abs. 3" ersetzt. 

9. In § 6 wird "Art. 92 Abs. 2" durch "Art. 85 Abs. 2" 
ersetzt. 

10. In § 7 Abs. 1 Satz 1 wird "Art. 92" aurch "Art. 85" 
ersetzt. 

11. In § 8 wird "Art. 92" durch "Art. 85" ersetzt. 

12. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte "für eine 
Brauchbarkeitsbeurteilung (§ 6 Abs. 4 Satz 3 
BauPG) oder" gestrichen. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

13. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird "Art. 28" durch "Art. 27" er­
setzt. 

b) In Nummer 2 wird "Art. 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2" 
durch "Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2" und "Art. 28 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1" durch "Art. 27 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1" ersetzt. 

c) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a wird "Art. 28" durch "Art. 
27" ersetzt. 

bb) In Buchstabe b wird "Art. 28" durch "Art. 
27" ersetzt. 

cc) Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

"c) Überwachungsstelle für die Fremd­
überwachung (Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Nr.4 
BayBO), für die Überwachung nach 
Art. 19 Abs. 6 BayBO (Art. 27 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 BayBO) und für die Über­
wachung nach Art. 19 Abs. 5 BayBO 
(Art. 27 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 BayBO)," 

d) In Nummer 4 wird "Art. 28" durch "Art. 27" er­
setzt. 

14. In § 13 Abs. 1 werden die Worte "auf Anzeige- und 
Genehmigungsverfahren für" gestrichen. 

15. Die Anlage (zu § 7 Abs. 2 Satz 1) wird wie folgt 
geändert: 

a) Im Einleitungssatz wird "Art. 92" durch "Art. 
85" ersetzt. 

b) In Nummer 1 wird "Art. 92 Abs. 2" durch "Art. 
85 Abs. 2 Satz 1" ersetzt . 

c) In Nummer 2 wird "Art. 92 Abs. 5 Satz 1 
. Halbsatz 2" durch "Art. 85 Abs. 2 Satz 2 

Halbsatz 2" ersetzt. 

d) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. für die Eintragung der Änderung der für die 
Ausführungsgenehmigung zuständigen Be­
hörde oder Stelle (Art. 85 Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 
BayBO) 

10 bis 100 DM" 

e) In Nummer 4 wird "Art. 92 Abs. 7" durch "Art. 
85 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2" ersetzt. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 3. Januar 1998 in 
Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt § 1 Nr. 7 mit Wir­
kung vom 1. Januar 1998 in Kraft und mit Ablauf d.es 
31. Dezember 2000 außer Kraft. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten 
die Verordnung über die Gebiete ohne Genehmigungs­
pflicht für den Bodenverkehr vom 24. September 1970 
(BayRS 2130-6-1) und die Verordnung über die über­
wiegend durch den Fremdenverkehr geprägten Ge­
meinden vom 7. Juli 1988 (GVBI S. 194, BayRS 2130-4-1) 
außer Kraft. 

(4) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch­
tigt, die Zuständigkeitsverordnung im Bauwesen mit 
neuer Paragraphenfolge neu bekanntzumachen und 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

München, den 1. Januar 1998 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther B ecks t ~ in , Staatsminister 
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